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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Versicherung der Handwerker 
(Handwerkerversicherungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Kreis der Versicherten 

§ 1 

(1) Selbständige Handwerker werden in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter versichert, 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
gelten die Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung entsprechend. 

§ 2 

(1) Die Vers icherungspf licht beginnt mit dem 
Ersten des auf die Eintragung in die Handwerks- 
rolle folgenden Monats. 

(2) Führt der Ehegatte eines selbständigen Hand- 
werkers den Betrieb nach dem Tode des Handwer- 
kers fort, so beginnt die Versicherungspflicht nach 
Ablauf eines Jahres seit dem Tode des Handwer- 
kers mit dem Ersten des auf den einjährigen Zeit- 
raum folgenden Monats. 

§ 3 

Versicherungsfrei nach diesem Gesetz sind 

1. selbständige Handwerker, die das Handwerk 
neben einer die Versicherungspflicht begrün- 
denden Beschäftigung oder Tätigkeit als Ne- 
bentätigkeit betreiben. Nebentätigkeit liegt 
vor, wenn das Handwerk zwar laufend oder in 
regelmäßiger Wiederkehr betrieben wird, aber 


nur gegen ein Einkommen, das durchschnittlich 
im Monat ein Achtel der für Monatsbezüge 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze (§ 1385 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung) oder 
bei höherem Einkommen ein Fünftel des Ge- 
samteinkommens nicht überschreitet, 

2. Inhaber einer Unternehmung des Handels, der 
Industrie, der Landwirtschaft oder einer son- 
stigen Gruppe der Wirtschaft, die nur einen 
handwerklichen Nebenbetrieb haben, 

3. Bezirksschornsteinfeger, 

4. Nachlaßverwalter, Nachlaßpfleger oder Testa- 
mentsvollstrecker eines selbständigen Hand- 
werkers während einer Nachlaßverwaltung, 
Nachlaßpflegschaft oder Testamentsvollstrek- 
kung, 

5. minderjährige Erben eines selbständigen Hand- 
werkers während der Minderjährigkeit, 

6. in ungeteilter Erbengemeinschaft in die Hand- 
werksrolle eingetragene Erben eines selbstän- 
digen Handwerkers. 

§ 4 

(1) Von der Versicherungspflicht werden auf 
ihren Antrag befreit selbständige Handwerker, die 
Beitragszeiten im Sinne des § 1250 der Reichsver- 
sicherungsordnung oder des § 27 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes oder des Reichsknappschafts- 
gesetzes während einhundertachtzig Kalender- 
monaten zurückgelegt haben. 

(2) Beiträge zur Weiterversicherung bleiben bei 
der Berechnung nach Absatz 1 außer Betracht, so- 
weit sie für Versicherungszeiten nach dem 31. De- 
zember 1956 entrichtet sind. 


Drude; Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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(3) Über den Antrag entscheidet der für den 
Wohnsitz des Handwerkers zuständige Träger der 
Rentenversicherung. 

(4) Die Befreiung wirkt vom Beginn des Monats 
an, der auf den Monat folgt, in dem der Antrag ge- 
stellt ist. 

§ 5 

(1) Auf seinen Antrag wird der Ehegatte eines 
selbständigen Handwerkers, der den Betrieb nach 
dem Tode des Handwerkers fortführt, von der Ver- 
sicherungspflicht befreit, wenn er eine Witwenrente 
oder eine Witwerrente aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter oder der Rentenversicherung der Ange- 
stellten erhält. 

(2) Der Antrag ist binnen eines Jahres nach dem 
Tode des Handwerkers zu stellen. § 4 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Die Befreiung wirkt vom Ersten des Monats 
an, mit dem die Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 2 
beginnen würde. 

§ 6 

(1) Von der Vers ich erungspf licht werden auf 
ihren Antrag befreit selbständige Handwerker, die 
im Zeitraum der Eintragung in die Handwerksrolie 
das sechzigste Lebensjahr vollendet haben und bis 
zur Vollendung des fünfundsechzigsten Lebensjah- 
res die Wartezeit für das Altersruhegeld nicht mehr 
erfüllen können. 

(2) Der Antrag ist binnen drei Monaten nach dem 
Zeitpunkt der Eintragung zu stellen. § 4 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Die Befreiung wirkt vom Ersten des Monats 
an, mit dem die Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 
beginnen würde. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Weiterversicherung 

§ 1 

Selbständige Handwerker, die nach § 4 von der 
Versicherungspflicht befreit und weder nach dem 
Vierten Buch der Reichsversicherungsordnung, dem 
Reichsknappschaftsgesetz oder dem Angestellten- 
versicherungsgesetz versicherungspflichtig sind, 
können die Versicherung in der Rentenversicherung 
der Arbeiter fortsetzen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Umfang der Versicherungspflicht 
und Beitragsentrichtung 

§ 8 

(1) Selbständige Handwerker, die versichemngs- 
pflichtig sind, haben die Beiträge durch Verwendung 
von Beitragsmarken zu entrichten. 

(2) Für die Beitragsberechnung gelten die Bei- 

tragsklassen des § 1387 der Reichsversicherungs- j 
Ordnung. | 


(3) Der Beitragsberechnung ist der im letzten 
Einkommensteuerbescheid ausgewiesene Betrag der 
Jahreseinkünfte aus Gewerbebetrieb zugrunde zu 
legen, bis ein neuer Steuerbescheid ergeht. Ein 
Zwölftel dieses Betrages gilt als monatliches Brutto- 
arbeitseinkommen. 

(4) Werden Ehegatten zusammenveranlagt und 
haben sie beide Einkünfte aus Gewerbebetrieb, so 
ist der Beitragsberechnung im Sinne der Absätze 1, 
2 und 3 zugrundezulegen 

1. bei Ehegatten mit beiderseitigen Einkünf- 
ten aus eigenem Gewerbebetrieb der auf 
den jeweils Versicherungspflichtigen ent- 
fallende Teil der Einkünfte aus Gewerbe- 
betrieb; 

2. bei Ehegatten, die gemeinsam ein Ge- 
werbe betreiben, die Hälfte der gemein- 
samen Einkünfte aus Gewerbebetrieb. 

Haben die Eheleute ein anderes Beteiligungsver- 
fahren schriftlich für die Dauer von mindestens drei 
Jahren vereinbart, so ist dieses Beteiligungsver- 
hältnis zugrunde zu legen. 

(5) Ist der selbständige Handwerker für ein Ka- 
lenderjahr nicht mit Einkünften aus Gewerbebetrieb 
zur Einkommensteuer veranlagt worden, so ist der 
Beitragsberechnung der Betrag zugrunde zu legen, 
den der selbständige Handwerker im letzten Kalen- 
derjahr für sich und seine Familie dem Gewerbebe- 
trieb entnommen hat. Eine nur für einzelne Monate 
feststellbare Entnahme ist auf ein volles Jahr um- 
zurechnen. Ist der Gewerbebetrieb erst im laufen- 
den Kalenderjahr eröffnet worden oder wird er im 
laufenden Kalenderjahr aufgegeben, so ist für je- 
den einzelnen Monat die durchschnittliche Ent- 
nahme der vergangenen Monate maßgebend. 

§ 9 

(1) Die Beitragsentrichtung hat jeweils am Ende 
jedes Kalendermonats für diesen Monat zu erfolgen. 

(2) In den ersten fünf Jahren nach dem Beginn 
der Versicherungspflicht (§ 2) wird die Versiche- 
rungspflicht auch dann erfüllt, wenn für jeden zwei- 
ten Kalendermonat ein Beitrag entrichtet wird. 


VIERTER ABSCHNITT 
Besondere Vorschriften 

§ 10 

(1) § 1259 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt für einen selbständigen Handwerker 
nur, wenn er während der Dauer der Arbeitslosig- 
keit in der Handwerksrolie gelöscht war. 

(2) Ein arbeitsloser selbständiger Handwerker er- 
hält Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung nur, wenn er während der 
Dauer der Arbeitslosigkeit in der Handwerksrolie 
gelöscht war. 
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(1) Die Ersatzzeiten nach § 1251 der Reichsver- 
sicherungsordnung gelten für den selbständigen 
Handwerker auch dann, wenn sein Betrieb während 
der Ersatzzeit ohne Minderung des Ertrages weiter- 
geführt wurde. 

(2) Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
der Reichsversicherungsordnung werden nur berück- 
sichtigt, wenn der selbständige Handwerker sich 
nicht auf die Leitung seines Betriebes beschränkt, 
sondern körperlich mitarbeitet und an der Fortset- 
zung dieser Mitarbeit verhindert wird. 

(3) Für die nach Absatz 1 und 2 zu berücksichti- 
genden Ersatz- und Ausfallzeiten brauchen Beiträge 
nicht entrichtet zu werden. Beiträge, die gleichwohl 
entrichtet sind, gelten 

a) als Beiträge zur Höherversicherung, wenn 
sie für Ersatzzeiten, 

b) als Pflichtbeiträge, wenn sie für Ausfall- 
zeiten 

entrichtet sind. 

§ 12 

Die Strafvorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung gegen Arbeitgeber gelten für selbständige 
Handwerker nicht, soweit es sich um Verletzungen 
der Pflichten aus ihrer persönlichen VeTsicherung 
handelt. 

§ 13 

Die Vorschriften der §§ 10 und 11 gelten für selb- 
ständige Handwerker auch dann, wenn sie nach § 4 
von der Versicherungspflicht befreit sind. 

§ 14 

(1) Ausgabestellen für die Versicherungsikarten 
der selbständigen Handwerker in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter sind die örtlich zuständigen 
Kreishandwerkerschaften und Handwerkskammem. 

(2) Die Höhe der Vergütung für jede ausgege- 
bene Versicherungskarte richtet sich nach den für 
die Ausgabe von Versicherungskarten der Renten- 
versicherung der Arbeiter geltenden Bestimmungen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Ubergangsvorschriften 

§ 15 

Selbständige Handwerker, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 2 § 52 
Abs. 3 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 88) zur Weiterversicherung in der Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk berechtigt sind, 
können die Weiterversicherung für die Zeit nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nur in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter durchführen. 


§ 16 

Renten für selbständige Handwerker und deren 
Hinterbliebene, die bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach den Vorschriften des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
vom 21. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) 
durch die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte festzustellen und auszuzahlen waren, werden 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch die 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter ausge- 
zahlt. Dies gilt nicht für Handwerker, die als frei- 
willig Versicherte im Sinne des § 26 Abs. 2 der Ver- 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung des Ge- 
setzes über die Altersversorgung für das Deutsche 
'Handwerk vom 13. Juli 1939 i(Reichsgesetzbl. I 
S. 1255) der Angestelltenversicherung angehören. 


§ 17 

(1) Selbständige Handwerker, die 

1. im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes für eine Lebensversicherung Prä- 
mien entsprechend § 7 des Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetzes vom 17. Juni 
1949 (WiGBl. S. 99) und § 1 Nr. 2 der 
Beitragsmarken-Verordnung vom 11. März 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 104) leisten 
und 

2. die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der vollen oder halben Versiche- 
rungspflicht nach Artikel 2 § 52 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes erfüllen, 

bleiben von der vollen oder halben Beitragslei- 
stung nach diesem Gesetz befreit, sofern und so- 
lange sie für ihre Lebensversicherung Prämien in 
der nach Nummer 1 erforderlichen Höhe leisten. 
Insoweit sind die Bestimmungen des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
betreffend die Versicherungsfreiheit und die Be- 
freiung von der halben Beitragsleistung auch nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter anzuwen- 
den. Die im Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte übertragenen Aufgaben wer- 
den von den Landesversicherungsanstalten wahr- 
genommen. Wird ein von der vollen oder halben 
Versicherungspflicht befreiter Handwerker nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes versicherungs- 
pflichtig, so ist ein erneuter Wechsel zur Lebens- 
versicherung nicht zulässig. 

(2) Mitglieder der „Pensionskasse des Bäcker- 
handwerks Versicherungsverein auf Gegenseitig- 
keit, Sitz Berlin" können die Versicherungsfreiheit 
oder die Halbversicherung auch nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltend machen, sofern und 
solange die zur Pensionskasse zu entrichtenden 
Beiträge die nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten (§10 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk) erforderliche 
Höhe erreichen. Wird ein solcher Handwerker nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes versicherungs- 
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pflichtig, so ist ein erneuter Wechsel zur „Pensions- 
kasse des Bäckerhandwerks Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit, Sitz Berlin" nicht zulässig. 

(3) § 4 dieses Gesetzes gilt auch für Handwerker 
der in Absatz 1 und 2 genannten Art. Bei der 
Errechnung der Beitragszeiten sind Prämien zu 
einer nach § 3 des Gesetzes über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk abgeschlossenen 
Lebensversicherung oder Beiträge zur „Pensions- 
kasse des Bäckerhandwerks Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit, Sitz Berlin" mitzuzählen, so- 
weit nicht für dieselben Zeiträume Beiträge zur 
Rentenversicherung der Arbeiter oder zur Renten- 
versicherung der Angestellten, die nach § 4 dieses 
Gesetzes anzurechnen sind, entrichtet sind. 

(4) Selbständige Handwerker der in Absatz 1, 
2 und 3 genannten Art können die Versicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung unter den Vor- 
aussetzungen des § 1233 der Reichsversicherungs- 
ordnung, des § 10 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes, des § 33 des Reichsknappschaftsgesetzes, 
des Artikels 2 § 4 des Arbeiterrentenversiicherungs- 
Nefuregelungsgesetzes, des Artikels 2 § 5 des An- 
gestelltenversicherungs-N euregelungsgesetzes und 
des Artikels 2 § 3 des Knappschaftsrentenversfiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes durchführen. 


§ 18 

Lebensversdcherungen von Handwerkern, die nach 
§ 17 Abs. 3 von der Versicherungspflicht befreit 
worden sind, werden ganz oder teilweise in bei- 
tragsfreie Versicherungen umgewandelt, wenn der 
Handwerker die Beitragszahlung für diese Lebens- 
versicherungen nach der Befreiung ganz oder teil- 
weise einstellt. Für beitragsfreie Versicherungen 
gilt im übrigen folgendes: 

1. Der Anspruch auf Leistung eines Kapitals ist 
bis zum Höchstbetrage von 10 000 DM, der 
Anspruch auf Zahlung einer Rente in dem 
gleichen Umfange wie Ansprüche auf Arbeits- 
vergütung der Pfändung entzogen. 

2. über den Anspruch kann nicht verfügt wer- 
den, soweit er der Pfändung entzogen ist. Das 
Versicherungsunternehmen darf insoweit we- 
der ein Darlehen noch eine Vorauszahlung 
noch den Rückkauf gewähren. 

3. Vereinbarungen über die Fälligkeit der Ver- 
sicherung können nicht geändert werden, so- 
weit der Anspruch der Pfändung entzogen ist. 

4. Vereinbarungen über die Bezugsberechtigung 
für den Todesfall können, soweit der Anspruch 
der Pfändung entzogen ist, nur getroffen wer- 
den, wenn nachgewiesen wird, daß alle als 
Bezugsberechtigte bezeichneten Personen ver- 
storben sind. 

§ 19 

Bei der Ermittlung der Beitragszeiten nach § 4 
Abs. 1 dieses Gesetzes sind Beiträge zur Renten- 
versicherung der Angestellten, die von halbver- 
sicherten Handwerkern nach § 5 des Gesetzes über 


die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
entrichtet sind, als volle Beiträge der ermäßigten 
Beitragsklassen anzurechnen. Prämien zur Lebens- 
versicherung sind daneben nicht zu berücksichtigen. 
Die von dem Träger der Rentenversicherung nach 
§ 4 Abs. 3 getroffene Entscheidung bewirkt volle 
Versicherungsfreiheit. § 7 gilt. 

§ 20 

Für den Ehegatten eines selbständigen Hand- 
werkers der in § 17 Abs. 1 und 2 genannten Art 
gilt § 5 dieses Gesetzes entsprechend, wenn ihm aus 
der Lebensversicherung des Handwerkers nach den 
§§ 3 ff. des Gesetzes über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk eine Versicherungsleistung 
gewährt ist. 

§21 

(1) Das nach Artikel 2 § 52 Abs. 4 des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes gebildete 
nicht rechtsfähige Sondervermögen für die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk wird aufge- 
löst. Das Sondervermögen (Eigentum und alle son- 
stigen Vermögensrechte), das Im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes besteht, sowie die aus 
Mitteln des Sondervermögens bis zu diesem Zeit- 
punkt erworbenen Vermögenswerte gehen auf die 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter über. 
Dies gilt auch für Rechte, die durch Gesetz für un 
übertragbar oder nur auf Grund besonderer Ver- 
einbarungen für übertragbar erklärt sind. 

(2) Die Verbindlichkeiten, die mit dem Sonder- 
vermögen in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zu- 
sammenihang stehen, gehen auf die einzelnen Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter über. 

(3) Der Übergang nach Absatz 1 und 2 erfolgt Im 
Verhältnis der im jeweiligen Bezirk der einzelnen 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter in die 
Handwerks rolle eingetragenen selbständigen Hand- 
werker zur Gesiamtzahl der im Bundesgebiet in die 
Handwerksrolle eingetragenen selbständigen Hand- 
werker. Das Verhältnis ist zu ermitteln nach den 
Ergebnissen der Handwerkszählung auf Grund des 
Handwerkszählungsgesetzes 1956 vom 12. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 495). 

(4) Für die Auseinandersetzung zwischen der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und den 
einzelnen Trägem der Rentenversicherung der Ar- 
beiter gelten die §§ 20 bis 25 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 857) entsprechend. 

§22 

(1) Die von der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte nach Artikel 2 § 52 Abs. 3 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes sowie 
nach Artikel 1 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 4 Nr. 3 des 
Gesetzes zur vorläufigen Änderung des Gesetzes 
über die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk vom 27. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 755) 
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oder nach den allgemeinen Bestimmungen des Ge- 
setzes über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk und seine Durchführungsverordnungen 
ausgesprochenen Befreiungen von der Versiche- 
rungspflicht bleiben auch nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes wirksam. 

(2) Hat ein Handwerker die Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach einer der in Absatz 1 ge- 
nannten Vorschriften im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes beantragt, so bleibt die 
Bimdesversi che rungs anstatt für die Entscheidung 
über den Antrag zuständig. § 4 Abs. 1 und 2 dieses 
Gesetzes ist anzuwenden. 

§23 

(1) Die bisherigen Handwerker- Versicherungs- 
karten sind binnen sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gegen Versicherungskarten 
der Rentenversicherung der Arbeiter uinzu tauschen, 
soweit nicht der Handwerker nachweislich als frei- 
wtillig Versicherter im Sinne des § 26 Abs. 2 der 
Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk der Rentenversiicherung der Ange- 
stellten angehört. Für den Umtausch sind die in § 15 
bez ei ebneten Stellen zuständig. 

(2) Handwerker- Versicherungsmarken im Sinne 
des Artikels 2 Abs. 1 des Gesetzes zur vorläufigen 
Änderung des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk werden nach Ablauf 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nicht mehr ausgegeben. Beiträge der nach 
diesem Gesetz versicherten Handwerker können 
nach diesem Tage wirksam nur durch Beitragsmar- 
ken der Rentenversicheirung der Arbeiter entrichtet 
werden. Dies gilt auch für die Nachentrichtung von 
Beiträgen. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§24 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft 

1. das Gesetz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1900) und die zu seiner 
Durchführung und Ergänzung erlassenen Vor- 
schriften, 

2. Artikel 2 und Artikel 4 Abs. 1 und 2 des Ge- 
setzes zur vorläufigen Änderung des Gesetzes 
Über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk vom 27. August 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 755), 

3. die §§ 1 und 2 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur vorläufigen Änderung 
des Gesetzes über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 950), 


4. Artikel 2 § 52 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 88). 

§25 

(1) Die R ei chisversicherungs Ordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1227 Abs. 1 letzter Halbsatz werden 
die Worte „oder des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk" ersetzt durch die Worte „oder des 
Handwerkerversicherungsgesetzes". 

2. In § 1228 Abs. 1 wird folgende Nummer 6 
angefügt: 

„6. wer neben einer regelmäßigen, die 
VersicherungspfMcht begründenden 
Tätigkeit eine Nebenbeschäftigung 
ausübt, in der Nebenbeschäftigung." 

3. In § 1233 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„oder dem Gesetz über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk" ersetzt 
durch die Worte „oder dem Handwerker- 
versi che rungsgesetz " . 

(2) Das Angestellitenversicherungsgesietz wird 
wie folgt geändert: 

In § 10 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „oder dem 
Gesetz über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk" ersetzt durch die Worte „oder dem 
Handwerk e rv er si che rungsgesetz " . 

(3) Das Reichsknappschaftsgesetz wird wiie folgt 
geändert: 

In § 33 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „oder dem 
Gesetz über die Alters Versorgung für das Deutsche 
Handwerk" ersetzt durch die Worte „oder dem 
Handwerkerveräicherungsgesetz " . 

(4) Das Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1063) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abts. 2 werden die Worte „oder der 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk" gestrichen. Das Komma vor den 
Worten „der knappschaftlichen Renten- 
versicherung" wird ersetzt durch das Wort 
„oder". 

2. § 8 Abs. 2 erhält folgenden Satz 2: 

„Das gleiche gilt für lebensversicherte 
Handwerker im Sinne des § 17 Abs. 1 
und 2 des Handwerkerversicherungs- 
gesetzes." 

3. In § 25 Abs. 3 werden die Worte „ , der 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk" gestrichen. 

§26 

Der Bundesrainister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschrif- 
ten zur Durchführung dieses Gesetzes zu erlassen. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Geltung in Berlin und im Saarland; 
Inkrafttreten 

§27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechts Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 


erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes, 

§28 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Bonn, den 7. November 1958 


Dr, Bücher 
Frau Friese-Kom 
Mischnick 

Dr. Mende und Fraktion 
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